
daran beteiligt gewesen sein wollen, dass sie die-
sen ganzen Mist mit eingeführt haben. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsident Gentzel:

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor, also
kann ich die Aussprache schließen. Ich frage zu-
nächst: Kann ich davon ausgehen, dass das Be-
richtsersuchen zu Nummer I des Antrags der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erfüllt ist? Ich sehe
keinen Widerspruch. Also ist dieses gegeben.

Ich frage jetzt: Gibt es den Wunsch, die Beratung
zum Sofortbericht im Ausschuss fortzusetzen? Das
wird mir durch Nicken signalisiert. Nach unserer
Geschäftsordnung ist das so, alle Fraktionen haben
die Debatte beantragt, das heißt, wenn eine der be-
antragenden Fraktionen widerspricht, findet die
Weiterberatung nicht statt. Widerspricht eine Frak-
tion? Zwei Fraktionen haben widersprochen, also
ist die weitere Beratung des Sofortberichts im zu-
ständigen Ausschuss abgelehnt.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die ent-
sprechenden Anträge von der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der Fraktion der FDP. Bei
beiden Anträgen ist Überweisung an den Aus-
schuss für Bildung, Wissenschaft und Kultur bean-
tragt.

Ich frage zunächst zu Nummer II des Antrags der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Wer möchte
diese Nummer II an den Ausschuss für Bildung,
Wissenschaft und Kultur überwiesen haben, den
bitte ich jetzt um sein Handzeichen. Das ist Zustim-
mung vonseiten der Fraktionen DIE LINKE, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP. Gegenstim-
men? Die Gegenstimmen kommen von den Fraktio-
nen der CDU und der SPD. Damit ist die Aus-
schussüberweisung abgelehnt.

Wir kommen zur direkten Abstimmung über die
Nummer II des Antrags der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN in der Drucksache 5/4174. Wer
diesem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich
jetzt um sein Handzeichen. Das ist die Zustimmung
von der Fraktion DIE LINKE und von der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer stimmt dagegen?
Das sind die Stimmen von SPD, CDU und FDP.
Damit ist die Nummer II des Antrags von BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN abgelehnt.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Alter-
nativantrag der Fraktion der FDP und - ich habe es
schon gesagt - auch dort ist die Überweisung an
den Ausschuss für Bildung, Wissenschaft und Kul-
tur beantragt. Wer möchte dieser Überweisung zu-
stimmen, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen.
Das ist Zustimmung von den Fraktionen der FDP,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE. Wer
stimmt gegen die Ausschussüberweisung? Das
sind Gegenstimmen vonseiten der SPD-Fraktion

und der CDU-Fraktion. Damit ist die Ausschuss-
überweisung abgelehnt.

Wir stimmen direkt über den Alternativantrag der
Fraktion der FDP in der Drucksache 5/4216 ab.
Wer diesem Alternativantrag zustimmt, den bitte ich
jetzt um sein Handzeichen. Das ist die Zustimmung
von der Fraktion der FDP. Gegenstimmen? Gegen-
stimmen gibt es von den Fraktionen der CDU und
der SPD. Wer enthält sich der Stimme? Die Fraktio-
nen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE
enthalten sich. Damit ist dieser Alternativantrag ab-
gelehnt.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt und rufe auf
den Tagesordnungspunkt 23

Fragestunde

Wir beginnen mit der Mündlichen Anfrage der Ab-
geordneten Rothe-Beinlich von der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN in der Drucksache 5/4194.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Anerkennung von Pflege und Erziehung von Kin-
dern im Rahmen der Verlängerung der Ausbil-
dungsförderung nach § 15 Abs. 3 Nr. 5 Bundesaus-
bildungsförderungsgesetz (BAföG)

Gemäß § 15 Abs. 3 Nr. 5 BAföG wird für eine ange-
messene Zeit Ausbildungsförderung über die För-
derungshöchstdauer hinaus geleistet, wenn die
Förderungshöchstdauer infolge einer Behinderung,
einer Schwangerschaft oder der Pflege und Erzie-
hung eines Kindes von bis zu zehn Jahren über-
schritten ist. Nach der Allgemeinen Verwaltungsvor-
schrift zum Bundesausbildungsförderungsgesetz
gilt als angemessen ein Fachsemester für die
Schwangerschaft, je ein Fachsemester für das 1.
bis 5. Lebensjahr des Kindes, ein Fachsemester für
das 6. und 7. Lebensjahr und nochmals ein Fach-
semester für das 8. bis 10. Lebensjahr des Kindes.
Dies führt zu der Situation, dass einer alleinerzie-
henden Mutter mit zwei Kindern im Alter von fünf
und sieben Jahren zwar ein Semester Ausbildungs-
förderungsverlängerung zugesprochen wird, an-
schließend jedoch keinerlei Anspruch auf eine wei-
tere Ausbildungsförderungsverlängerung aufgrund
von Kindererziehung besteht. Damit diese Studen-
tin ihr Studium nicht drei Monate vor Abschluss ab-
brechen muss, ist sie nun auf ein BAföG-Bankdar-
lehen angewiesen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Inwiefern hält die Landesregierung die im Bun-
desausbildungsförderungsgesetz und in der Allge-
meinen Verwaltungsvorschrift zum Bundesausbil-
dungsförderungsgesetz getroffenen Regelungen
zur Anerkennung von Pflege- und Erziehungszeiten
von Kindern im Rahmen der Ausbildungsförde-
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rungsverlängerung über die Förderungshöchstdau-
er für angemessen?

2. Besteht angesichts der besonderen Situation von
alleinerziehenden Sorgeberechtigten mit mehreren
Kindern aus Sicht der Landesregierung Handlungs-
bedarf, die Regelung des Bundesausbildungsförde-
rungsgesetzes und der Allgemeinen Verwaltungs-
vorschrift entsprechend zu ändern oder nicht, und
wie wird die Auffassung dazu begründet?

3. Besteht vonseiten des Studentenwerkes Thürin-
gen die Möglichkeit, bei Anträgen zu Ausbildungs-
förderungsverlängerungen Einzelfall- bzw. Härte-
fallentscheidungen zu treffen, um der besonderen
Situation von beispielsweise Alleinerziehenden mit
mehreren Kindern gerecht zu werden, auch Krank-
heiten etc. zu berücksichtigen (die bekanntlich nicht
planbar sind), und wie oft wurde davon in den letz-
ten fünf Jahren Gebrauch gemacht?

4. Welche Instrumente und Maßnahmen schlägt die
Landesregierung vor, um die Vereinbarkeit von Stu-
dium und Kindererziehung für Alleinstehende mit
Kindern zu verbessern, ihnen die Möglichkeit zu ge-
ben, ihr Studium auch bei häufigeren Erkrankungen
und daraus resultierenden Verzögerungen fortzu-
führen, und wie ist der Umsetzungsstand dazu?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Bildung, Wissenschaft und Kultur. Herr Staats-
sekretär Prof. Deufel, bitte.

Prof. Dr. Deufel, Staatssekretär:

Vielen Dank, Herr Präsident. Verehrte Abgeordnete
des Thüringer Landtags, die Mündliche Anfrage der
Abgeordneten Rothe-Beinlich beantworte ich na-
mens der Landesregierung wie folgt.

Zu Frage 1: Nach § 15 Abs. 3 Bundesausbildungs-
förderungsgesetz wird für eine angemessene Zeit
Ausbildungsförderung über die Förderungshöchst-
dauer hinaus geleistet, wenn die Förderungs-
höchstdauer unter anderem infolge der Pflege und
Erziehung eines Kindes bis zu zehn Jahren über-
schritten worden ist. Die derzeitige Regelung der
beim Vollzug des BAföG zu beachtenden Textzif-
fer 15.3.10 der Verwaltungsverordnung ist aus
Sicht des TMBWK nicht angemessen, da Studien-
verzögerungen, welche nach dem Ende der Regel-
studienzeit, das ist die Förderungshöchstdauer,
auftreten, dabei unberücksichtigt bleiben. Dies führt
zu unbilligen Härten. Das Thüringer Kultusministeri-
um hatte bereits vor Jahren beim Bundesministeri-
um für Bildung und Forschung angefragt, ob Text-
ziffer 15.3.10 dieser Verwaltungsverordnung auch
für Zeiten nach dem Ende der Regelstudienzeit an-
wendbar sei; das wurde damals leider verneint.
Nach mehreren vergeblichen Anläufen, auch aus
anderen Ländern, hat das Bundesministerium für

Bildung und Forschung ganz aktuell in der Sitzung
der obersten Landesbehörden für Ausbildungsför-
derung am 14./15. März dieses Jahres in Aussicht
gestellt, dass auch Pflege- und Erziehungszeiten
nach dem Ende der Regelstudienzeit künftig be-
rücksichtigt werden können, sofern die betreffenden
Studierenden für diese Zeit Ausbildungsförderung
nach § 15 Abs. 3 BAföG bezogen haben. Der ent-
sprechende Erlass des Bundesministeriums steht
allerdings noch aus.

Zu Frage 2 lautet die Antwort: Ja. Ich verweise zur
Begründung auf meine Antwort, die ich eben zu
Frage 1 gegeben habe.

Zu Frage 3: Die Antwort ist ja. Nach den Angaben
des Amtes für Ausbildungsförderung beim Studen-
tenwerk Thüringen wurde dieser Spielraum bei Ent-
scheidungen in der Vergangenheit auch genutzt.
Statistische Erhebungen hierzu liegen uns jedoch
nicht vor.

Zu Frage 4: Um die Vereinbarkeit von Studium und
Kinderziehung für Studierende mit Kindern zu ver-
bessern, hat Thüringen in den vergangenen Jahren
bereits Etliches unternommen. So betreut das vom
Freistaat mitfinanzierte Studentenwerk Thüringen
insgesamt sieben Kindertageseinrichtungen an den
Hochschulstandorten Erfurt, Ilmenau, Jena, Nord-
hausen und Weimar. Die Kindertageseinrichtungen
zeichnen sich durch flexible Öffnungszeiten, eine
zentrale Lage und eine gezielte, pädagogische Ar-
beit aus. Da Seminare und Vorlesungen auch in
den späten Nachmittags- und Abendstunden lie-
gen, können die Öffnungszeiten der Kindertages-
einrichtungen des Studentenwerks bei Bedarf bis
20.00 oder 21.00 Uhr ausgedehnt werden.

Darüber hinaus wird sich das TMBWK für eine
BAföG-Förderung von Teilzeitausbildungen einset-
zen. Hierzu bedarf es einer Ländermehrheit, um
dies gegebenenfalls im Rahmen einer Bundesratsi-
nitiative durchzusetzen. Unter Leitung Thüringens
hat sich in jüngster Zeit eine Arbeitsgruppe der Kul-
tusministerkonferenz um eine abgestimmte Haltung
der Länder in Bezug auf das zu erwartende
25. BAföG-Änderungsgesetz bemüht. Die BAföG-
Förderung von Teilzeitausbildungen war eine der
Forderungen, welche in dieser Arbeitsgruppe auf
breiten Konsens stieß. Der Forderungskatalog der
Arbeitsgruppe wird im 1. Halbjahr 2012 in den Gre-
mien der KMK weiter abgestimmt werden, um ihn
dann dem Bundesministerium für Bildung und For-
schung als gemeinsamen Forderungskatalog der
Länder zu überreichen. Vielen Dank.

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Staatssekretär. Es gibt den Wunsch
auf Nachfrage von der Fragestellerin.
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Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Vielen herzlichen Dank, Herr Prof. Deufel, zunächst
insbesondere für die Inaussichtstellung, dass sich
etwas ändern soll, gerade mit Blick auf die Situation
von Alleinerziehenden. Ich habe diesbezüglich eine
Nachfrage. Sie sagten gerade, dass der Erlass
noch aussteht. Ist die Inanspruchnahme des BAföG
dann auch rückwirkend möglich, sprich für Betroffe-
ne, die im Moment in dieser Situation sind und bei-
spielsweise ein Bankdarlehen oder Ähnliches auf-
nehmen mussten? Haben diese auch die Möglich-
keit, dies rückwirkend noch anerkennen zu lassen,
dass sie durch Kindererziehungszeiten, durch
Krankheiten etc. Verzögerungen in ihrem Studium
hatten?

Prof. Dr. Deufel, Staatssekretär:

Frau Abgeordnete, die Antwort muss ich Ihnen
schuldig bleiben, weil ich in Unkenntnis der Umset-
zung im Erlass im Augenblick dazu einfach nicht
verlässlich Auskunft geben kann. Das würden wir,
sobald die Informationen da sind, an Sie weiterlei-
ten - natürlich verbunden mit unserem Bestreben,
dass das auch in dem von Ihnen angesprochenen
Sinne im Interesse der Studierenden gelöst wird.

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Staatssekretär. Weitere Nachfragen
sehe ich nicht. Ich rufe auf die Mündliche Anfrage
der Abgeordneten Hitzing von der Fraktion der FDP
in der Drucksache 5/4195.

Abgeordneter Koppe, FDP:

Vielen Dank, Herr Präsident.

Belgisch-Thüringische Kooperation im Van-de-Vel-
de-Jahr 2013

Über eine Medieninformation des Thüringer Minis-
teriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur
(TMBWK) vom 29. Februar 2012 kündigte Minister
Matschie eine „umfangreiche Kooperation mit Belgi-
en im Van-de-Velde-Jahr 2013“ an. Ein Gespräch
„über konkrete Projekte“ mit dem Generaldirektor
des belgischen königlichen Museums der Schönen
Künste sei am 29. Februar 2012 erfolgt. Mit dem
deutschen Botschafter in Belgien sei über die Ver-
marktung des Themenjahrs gesprochen worden.

Frau Hitzing fragt die Landesregierung:

1. Welche konkreten Ziele verbindet die Landesre-
gierung mit dem angekündigten Kooperationsvor-
haben mit dem Königreich Belgien im Rahmen des
Van-de-Velde-Jahres 2013 und wie begründen sich
diese?

2. Welche konkreten Projekte wurden im Gespräch
zwischen dem Thüringer Minister für Bildung, Wis-

senschaft und Kultur und dem Generaldirektor des
belgischen königlichen Museums der Schönen
Künste vereinbart und wie begründet die Landesre-
gierung die jeweilige Projektauswahl?

3. Welchen finanziellen Gesamtumfang erwartet die
Landesregierung für die Umsetzung der vereinbar-
ten Projekte, in welchem finanziellen Umfang ist
das Königreich Belgien jeweils beteiligt und wie be-
gründet die Landesregierung ihr diesbezügliches
Vorgehen?

4. Welche konkreten Projekte zur Vermarktung des
Themenjahres in Belgien wurden mit dem deut-
schen Botschafter besprochen, welchen finanziel-
len Umfang erwartet die Landesregierung für die
Durchführung dieser Projekte und wie begründet
sie ihr diesbezügliches Vorgehen?

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Koppe, dass Sie stellvertretend diese
Frage vorgestellt haben. Herr Staatssekretär
Prof. Dr. Deufel, Sie haben das Wort.

Prof. Dr. Deufel, Staatssekretär:

Herr Präsident, verehrte Abgeordnete des Thürin-
ger Landtags, die Mündliche Anfrage der Frau Ab-
geordneten Hitzing, hier vorgetragen von Herrn Ab-
geordneten Koppe, beantworte ich mit großer Freu-
de namens der Landesregierung wie folgt.

Zu Frage 1: Mit der Kooperationsvereinbarung be-
absichtigt die Landesregierung, die zentrale Aus-
stellung anlässlich des Van-de-Velde-Jahres 2013
„Leidenschaft, Funktion und Schönheit“, die von der
Klassik Stiftung Weimar erarbeitet und nach Wei-
mar auch im königlichen Museum der Schönen
Künste in Brüssel gezeigt wird, zu unterstützen. Mit
der Kooperationsvereinbarung verbindet die Lan-
desregierung weiterhin die Erwartung, dass das
Projekt nicht nur in der deutschen, sondern auch in
der belgischen Öffentlichkeit bekannt gemacht und
besonderes Interesse finden wird.

Zu Frage 2: Neben der genannten Ausstellung „Lei-
denschaft, Funktion und Schönheit“ wurde die Mög-
lichkeit einer gemeinsamen wissenschaftlichen
Konferenz im Spätherbst 2012 in Brüssel erwogen.
Sie sollte von den beiden beteiligten Museen, der
Bauhaus Universität Weimar und der Kunsthoch-
schule La Cambre in Brüssel durchgeführt werden.
Beide Hochschulen sind mit dem Wirken Henry van
de Veldes eng verbunden. Im Gespräch wurde ver-
einbart, die belgische Fachpresse im Vorfeld der
Eröffnung der Weimarer Ausstellung nach Weimar
einzuladen. Darüber hinaus wurde die Möglichkeit
erwogen, vor der Eröffnung der Ausstellung in
Brüssel einen Empfang des Freistaats Thüringen in
den Musées Royaux in Brüssel zu veranstalten, um
auf diese Weise deutsche und belgische Repräsen-
tanten aus Kultur, Politik, Wirtschaft und Gesell-
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